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Bierundvierzigfter Jahrgang. — Berlag von Eduard Trewendt. 


Saen Herrenſtraße Nr. 20. Hußerdem übernehmen alle Boft- 
Unftalten Beffellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal. an den übrigen Tagen zweimel erſcheint. 


Freitag, den 4. Dezember 1863. 


Preußen. 
Candtags⸗ Verhandlungen. 

12. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (3. Dezbr.) 

Das Haus und die Tribünen find spärlich beſetzt. Am Miniſtertiſche 
Finanzminiſter v. Bodelſchwingh und die Riegierungs⸗Commiſſarien für die 
Bud etberathung: General⸗Poſt⸗Director Philippsborn, Miniſterial⸗Director 
25 Ben Ober⸗Finanzrath Geim, Mölle und Scheller, der Geh. Finanz: 
ra entrup. 

In die geſtern beſchloſſene Commiſſion zur Vorberathung des v. Carlo⸗ 
witz'ſchen Antrages in Betreff der mit den früheren Reichs unmittelbaren ab⸗ 
geſchloſſenen Verträge find gewählt worden die Abgg. Dr. Simſon (Bor: 
ſitzender), v. Carlowitz (Stellvertreter des Vorſ.), Ur. Eberty (Schrift⸗ 
führer), Pelzer (Stellvertreter des Schriftf.) und ferner die Abgg. Hahn 
(Wetzlar), Dr. Kalau v. d. Hofe, Klotz, Pauli, Rohden, Schubert, Schumann 
Dr. Temme, Tweſten und Wachsmuth. - 

Der Präſident theilt mit, daß er geftern Abend wegen der gegen Ende 
der Sitzung eingetretenen Beſchlußunfähigkeit des Hauſes den Referenten 
Abg. Tweſten nicht mehr habe auffordern können, über die eingegangenen 
Petitionen in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage feine Anträge zu ſtellen; dies 
ſelben gingen dahin, die Petition des Dr. Schadeberg aus Halle, des Kauf⸗ 
mann Saal aus Erfurt und des Steuerempfängers v. Hatten zu Mehlſack 
durch die Annahme des Commiſſions⸗Antrages für erledigt zu erachten. Das 
Haus ſtimmt dem bei. . 

Es wird nunmehr in die Tagesordnuog eingetreten; erſter Gegenſtand 
iſt die „Vorbemerkung“, mit welcher die Budget⸗Commiſſion (Ref. Abg. 
Dr. Techow) ihre Berichte über den Staatshaushaltsetat für das J. 1864 
vorgelegt hat und deren Antrag dahin geht: in die Berathung des 
Staatshaushaltsetat für das Jahr 1864 zunächſt und unver 
züglich einzutreten. 

Abg. v. Bender ſpricht den Wunſch aus, daß das Haus durch einen 
ſolchen Beſchluß der Frage nicht präjudiciren möge, ob es ſich mit dem Ge⸗ 
ſetzentwurf zur Feſtſtellung des Staatshaushaltsetats für das Jahr 1863 
überhaupt noch befaſſen ſolle. Nicht wenige Mitglieder ſeien der Anſicht, 

daß es mit Rückſicht auf die Wahrung des verfafjuugsmäßigen Budgetrechts 
des Hauſes, ſowie um wenigſtens dem budgetloſen Zuſtand nicht auch noch 
die Grundlagen für die Rechnungslegung zu entziehen, ſich empfehle, daß 
das Haus ſich mit dem Etat von 1863, wenn auch nicht legislatoriſch, ſo 
doch ſedenfalls informatoriſch zu beſchäftigen habe, da ſich eine legisla⸗ 
toriſche Behandlung im zwölften Monate eines Etatsjahres nicht mehr 
empfehle. Jedenfalls wünſche er, daß der in der „Vorbemerkung“ erwähnte 
Antrag der Commiſſion über die Vorfrage zur Entſcheidung des Hauſes ge⸗ 
bracht werde. £ 

Abg. Dr. an (Labiau) will den Ausführungen des Vorredners noch 
Einiges zur Wahrung des Budgetrechts des Hauſes hinzufügen. Es ſei ein 
durchaus incorrectes Verfahren geweſen, wenn erſt im November d. J. 
der Staatshaushaltsetat für 1863 vorgelegt würde. Die Schuld liege allein 
an der Regierung und ſei darin zu ſuchen, daß die Landtagsſitzungen am 

27. Mai geſchloſſen worden ſeien, bevor der Staatshaushaltsetat für das Jahr 
1863 feſtgeſtellt geweſen wäre, — worauf ſodann am 2. September 1863 die 
Auflöfung erfolgt ſei, während die beiden Häuſer gar nicht mehr verſammelt 
geweſen wären. Nach ſeiner Ueberzeugung ſei der Schluß der Sitzungen 
des Landtages vor Abſchluß des Geſetzes über den Staatshaushaltsetat 
durchaus unzuläſſig. Ueberdies ſei nach ſeiner Anſicht eine Auflöſung des 
Hauſes der Ab ee nach der Verfaſſung nicht zulgſſig, wenn die Häu⸗ 
er nicht wirklich verſammelt ſeien. Nach Art. 61 der Verf.⸗Urkunde 
erufe und ſchließe der König den Landtag, aber dieſe königl. Prärogative 
finde zugleich eine directe Beſchränkung Jinſichllc der Eröffnung durch 
die Beſtimmung der Einberufungszeit (ſpäteſtens am 15. Januar), und eine 
indirecte hinſichtlich des Schluſſes in der Forderung, daß alljährlich 
die beiden Häuſer eine beſtimmte Arbeit vollbringen müſſen, nämlich die Feſt⸗ 
ſetzung des Budgets. — Ferner ſeien, ſo lange in Preußen Kammern exiſtir⸗ 
ten, ſtets beide gleichzeiti berufen, geſchloſſen, vertagt oder aufgelöſt wor: 
den, während im Jahre 1863 die reſp. Vertagung des Herrenhauſes gar 
nicht ausgeſprochen werden konnte, weil es zur Zeit der Auflöſung des Ab: 
geordnetenhauſes gar nicht verſammelt an jei. — Er müſſe den Satz: 
„Es iſt unzuläſſig, den Landtag vor Feſtſtellung des Budgets zu ſchließen, 
reſp. das Haus der Abgeordneten aufzulöſen“ urgiren, damit das Geſchehene 
keinen Präcedenzfall bilde. Eingehendere Anträge in Beziehung auf dieſen 


Gegenſtand behalte er ſich vor. 5 
Abg. Frhr. v. d. Heydt: Der Etat für 1863 ſei nebſt ſeinem Nachtrage 
dem Hauſe allerdings auch zu legislatoriſcher Thätigteit vorgelegt, folg⸗ 
lich ſeien auch Erörterungen behufs genauerer Information möglich. Zu⸗ 
nächſt müſſe fi indeß die Budget⸗Commiſſion vernehmen laſſen. Mit dem 
Abg. John könne er ſich übrigens hinſichtlich der Auslegung der Verfaſſung 
nicht einverſtanden erklären, ohne indeß hier jpecieller auf dieſe Sache ein⸗ 
gehen zu wollen. — Abg. Dr. Freſe (Minden) glaubt bei Beginn der Bud⸗ 
getberathung die allgemeine Lage der Budgetfrage vor dem Lande conſtati⸗ 
ren zu müſſen. Der budgetloſe Zuſtand führe auf den vorjährigen Beſchluß 
des Herrenhauſes zurück, durch welchen das ganze Budget verworfen worden 
ſei. An dieſem i habe die Staatsregierung ihren vollen Antheil; 
der Miniſter⸗Präſident habe damals in der Budgetcommiſſion des Herren⸗ 
hauſes, nach Ausſage von Mitgliedern dieſer Commiſſion ſelbſt erklart: er 
überlaſſe es allerdings dem Ermeſſen des Herrenhauſes, ob es das vom Ab⸗ 
geordnetenhauſe aufgeſtellte Budget verwerfe oder annehmen wolle, aber lieb 
würde ihm die Verwerfung ſein. — So habe das Miniſterium alſo ſelber 
dahin gewirkt, daß die hier bewilligten hundert und einige dreißig Millionen 
dort verweigert worden ſeien. Dieſelbe Anſchauung finde auch in der Thron⸗ 
rede einen offiziellen Ausdruck in dem Paſſus, wonach nur ein Budget, wel⸗ 
ches die Reorganiſationskoſten bewillige, die Zuſtimmung der Krone erhalten 
werde. Danach ſei die eg des Hauſes im Voraus 05 frucht⸗ 
los erklärt. Aber mehr noch: die Thronrede erkenne gleich darauf an, daß 
der „gejeslihe Abſchluß“ der Militärfrage noch ausftehe und kündige eine 
desfallſige Vorlage an. Somit knüpfe das Miniſterium feine Zuſtimmung 
u jedem künftigen Budget an eine Frage, deren geſetzliche Regelung es 
ſeloſt erſt noch als nothwendig anerkenne, deren geſetzliche Erledigung von 
dem freien Votum 110 und des anderen Hauſes abhänge. Damit ſei die 
volle Geſetloſigkeit conſtatirt, die ſolche Handlungsweiſe erwieſen. Wenn 
nun das Haus nach dem Antrage der Commiſſion das Budget für 1864, 
womöglich vor Ablauf des Jahres erledige, ſo werde ein weiterer Beweis 
ür den dolus des Miniſteriums erbracht; deshalb ſei er für den Commiſſions⸗ 


ntrag. 2 j 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Er halte die Erledigung des Etats für das 
Jahr 1864 noch im Laufe dieſes Monats für möglich, fo daß höch⸗ 
ſtens die Schlußberathung durch die Weihnachtsferien bis in das neue ahr 
hinein verzögert werden könne; das Haus möge deshalb die Behandlungs⸗ 
weiſe, welche die Commiſſion für zweckmäßig erachtet, auch ſeinerſeits adop⸗ 
tiren; die Commiſſion werde ihrer Zeit auf Grund des Art. 99 in Betreff 
der Behandlung des Etatsentwurfs für das Jahr 1863 ihre Anträge an das 


Haus ſtellen. N : a 
Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Er wolle ſich auf eine Controverſe 
über die Verfaſſungsfrage nicht einlaſen, auch auf die Kritik, welche gegen 
die Staatsregierung geübt worden, nicht antworten. Die Regierung habe die 
Vorlage gemacht, damit das Haus ſie prüfe, über ſie beſchließe und mithin 
eine legislatoriſche Thätigkeit durch feine Berathung übe. Nachdem die 
Commiſſion aber einmal in die ge des Etats pro 1864 eingetre⸗ 
ten und mit einem fo großen Fleiß an die Arbeit gegangen ſei, könne er 
jetzt ſeinerſeits auch nur empfehlen, daß das Haus ſofort in die Berathung 
des Etats für 1864 eintrete, obſchon das Umgelehrte beſſer geweſen ſein dürfte. 
Abg. Michaelis: Was die Frage betreffe, ob der Staatshaushalts⸗Etat für 
1863 dem Hauſe zu einer legislatöriſchen oder nur zu einer informatoriſchen Thä⸗ 
tigkeit Veranlaſſung geben könne, ſo gebe er zu, daß eine legislatoriſche Thätigkeit 
allerdings noch möglich ſei, müſſe jedoch fragen, wozu eine ſolche im Dezember 
monat des Etatjahres noch dienen ſolle. Es bleibe für das Jahr 1863 nichts 
Anderes möglich, als wie für das Jahr 1862 eine n 
gung, eine „nachträgliche Regelung durch ein Geſetz.“ — Die Verwaltung 
des Jahres 1863 fer bis heute auf die alleinige Verantwortung des Staats⸗ 
miniſteriums geführt worden, und vor dem Schluſſe dieſes Jahres falle die 
ganze Verwaltung dieſes Jahres unter die ausſchließliche Verantwortung der 


Regierung und zwar allein durch ihre Schuld, indem ſie den Landtag vor 
dem Schluſſe der Berathungen über den Staatshaushaltsetak geſch ir 
habe. Demnach ſei eine Berathung behufs einer Feititellung des Etats für 
die Zukunft hier nicht mehr möglich, ſondern nur eine nachträgliche Geneh⸗ 
migung durch ein Geſetz. Damit in Bezug auf das Budget endlich eine ver⸗ 
faſſungsmäßige Lage wiederhergeſtellt werde — und das ſei die Aufgabe des 
Hauſes — möge es ſofort in die Berathung des Etats für 1864 eintreten; 
dann werde es nicht mehr wie bisher zweifelhaft fein, ob es am Können 
oder Wollen der Regierung gelegen habe, dann werde nur das eine Mo⸗ 
ment bleiben: fie wolle nicht. (Bravo!) 

Abg. Frhr. v. d. Heydt berichtigt eine Aeußerung des Abg. John (La⸗ 
biau), und fügt hinzu, es ſei unter allen Umſtänden ein Geſetz nothwendig, 
ſei es zur vorhergehenden, ſei es zur nachträglichen Regelung des Etats. 

Damit iſt die Discuſſion über die „Vorbemerkung“ geſchloſſen: Referent 
Dr. Techow bemerkt zum Schluſſe, daß ſchon die wörtliche Faſſung des 
Comziſſionsantrages eine Antwort auf die Anfrage des Abg. von Benda 
enthalte, und er denke, derſelbe werde ſich damit beruhigen. Der Berathung 
des Etats für 1863 werde nicht präjudizirt durch die Berathung des Etats 
für 1864. — Der Commiſſionsantrag wird darauf anſcheinend einſtimmig 
angenommen. — Inzwiſchen hat der Handelsminiſter Graf Itzenplitz am 
Miniſtertiſche Platz genommen. 

Es wird nunmehr in die Budgetberathung eingetreten. 


A. Verwaltung der direkten und indirekten Steuern wie 
des Salzmonopols. Ref. Abg. Dr. Techow. Beim Titel: „Einnahme 
aus den direkten Steuern“ ergreift der Abg. Bresgen das Wort, um auf 
die früher mehrfach angeregten Uebelſtände bei den Reclamationen hinſicht⸗ 
lich der Klaſſenſteuer hinzuweiſen. Bis zum Jahre 1850 ſei die Steuer eine 
feſte geweſen; vom Jahre 1851 ab aber ſei ſie eine bewegliche geworden, 
bis jetzt hätte das Land etwa 50 Millionen mehr getragen, als früher, und 
der Zuſchlag von 25% hätte etwa 14 Millionen ausgemacht. (Hört! hört!. 

Dieſe Thatſache genüge, um die vielfachen Klagen im Lande zu begrün⸗ 
den. Durch die fortwährende Vermehrung der Steuern müßten im Jahre 
1864 vom Lande etwa 5% Millionen mehr gegen 1850 getragen werden. 
Hieraus ziehe er zwei Schlüſſe: einmal, daß neben Steuergeſetzen, welche eine 
ſeſte Steuer nicht enthielten und neben dem Satze der Verfaſſung, daß die 
beſtehenden Steuern forterhoben werden ſollen, das Steuerbewilligungsrecht 
des Hauſes faſt illuſoriſch werden könne, ferner, daß das Haus endlich ein⸗ 
mal die Initiative ergreifen müſſe, um das Geſetz über die Einſchätzung einer 
Reviſion zu unterwerfen. Aus den Gründen, die die Commiſſion zur ſchleu⸗ 
nigen Berathung des Etats für 1864 veranlaßt hätten, unterlaſſe er es, jetzt 
einen Antrag zu ſtellen. i : 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Er wolle einen Irrthum des Vor⸗ 
redners berichtigen. Das Geſetz vom Jahre 1851 habe nur eine Aenderung 
in Beziehung auf die Rheinprovinz und eine Gleichſtellung derſelben mit den 
übrigen Provinzen herbeigeführt. Die Rheinprovinz hätte ſich nicht darüber 
zu beklagen. Die Steuer werde veranſchlagt unter Mitwirkung ſtändiſcher 
und ſteuertragender Elemente. 

Abg. v. Hennig: Er wolle nur darauf aufmerkſam machen, daß es 
außerordentlich ſchwierig ſei, die Mitglieder der Kreistage zu bewegen, ſich 
in die Reclamations⸗Commiſſion wählen zu laſſen, und zwar deshalb, weil 
die Regierung niemals die nöthige Rückſicht auf die Anträge der Comm. 
nehme. Dieſe teliſhen ſcheine allerdings dafür zu ſprechen, daß die Reg. 
viel mehr im fiskaliſchen, als volkswirthſchaftlichen Intereſſe bei der Veran⸗ 
lagung der Steuer verfahre. BE ER. | 

Die Angelegenheit iſt damit erledigt, die Einnahmen und Ausgaben, die 
außerordentlichen Ausgaben, ſo wie die Etats der Verwaltung der indirecten 
Steuern und die Einnahmen und Ausgaben aus dem Salzmonopol werden 

enehmigt. 
g Pot, Geſetzſammlungs⸗, Zeitungs-, Telegraphen⸗ u. ſ. w. 
(Ref. Abg. Tweſten). Sämmtliche Titelziffern werden geneh⸗ 
migt. Abg. Münzer rügt den Umſtand, daß bei den letzten Abgeordneten⸗ 
wahlen einzelnen Wahlmännern Einladungsſchreiben mit Inſinuationsdocu⸗ 
menten zugefertigt wurden, wofür Ihnen 3 Sgr. an Inſinuationsgebühren 
und 1 Sgr. Abtragegeld abgefordert ſeien. Es ſei ſogar dieſer Betrag execu⸗ 
tiviſch beigetrieben worden. So gering die Summe ſei, ſo drücke ſie doch die 
armen Wahlmänner. Es handle ſich ja überdies bei den Abgeordneten⸗Wah⸗ 
len um ein allgemeines Staatsintereſſe und es dürften daher den Wahl: 
männern ſeitens der Staatsbehörde nicht noch beſondere Koſten gemacht 
werden. E 

Es entſpinnt ſich über dieſen Gegenſtand eine kurze Platz⸗Debatte zwiſchen 
dem Regierun 8⸗Commiſſar, Ne e Philipsborn, dem Han⸗ 
delsminiſter Graf Itzenplitz, den Abgeordneten Roh den, v. Gottberg 
und Münzer. Der Abg. Münzer erklärt ſich ſchli ßlich durch die Erklä⸗ 
rung des Handelsminiſters für befriebigt, daß die Poſtverwaltung als ſolche 
den beſtehenden Inſtructionen gemäß keine Verantwortung in der vorliegen⸗ 
den Beziehung treffe, daß er aber über den angeregten br er mit dem 
Minifter des Innern in Communication treten und Abhilfe in ber Weiſe 

eſchafft werden ſolle, daß den betr. Wahlmännern die Einladungsſchreiben 
künftig koſtenfrei von den Wahlcommifjarien zugefertigt werden, letztere da⸗ 
gegen über die Portoauslagen liquidiren follten, 

Verwaltung für Handel, Gewerbe und Bauweſen (Ref. Abg. 
v. Hennig). Sämmtliche Titelziffern werden ohne weitere Bemerkung er s 
migt, nur bei Titel XXIII. „zur Beförderung der Rheinſchifffahrt u. ſ. w.“ 
entſpinnt ſich eine längere e zwiſchen den Abgeordneten 
Coupienne und Harkort einerſeits und dem Handelsminiſter Graf Itzenplitz 
und Miniſterial⸗Director Maclean andrerſeits. 

Abg. Coupienne erachtet die Art und Weiſe, wie die zur Verbeſſerung 
der Ruh anne im Etat ausgeworfene Summe verwendet werde, für 


Verwaltun 


nicht zweckentſprechend; ſtatt Jahr für Jahr Correctionen des Flußbettes vor⸗ 
erden jo 1 die Na lieber 1 eine Canalanlage den Ruhrkohlen 
u Hilfe fommen, wie ſie dies hinſichflich des Abſatzes der Saarkohlen durch 


nlegung des Saarcanals gethan habe. Redner beſchwert ſich, auf ein Gut⸗ (g 


achten der Handelskammern zu Duisburg und Eſſen Bezug nehmend, über 
55 Deanftigung, welche den ſiskaliſchen Kohlengruben im Saargebiet zu 

eil werde. 

Regierungs⸗Commiſſar Maclean beſtreitet, daß eine ſolche Tendenz vor⸗ 
handen ſei; im Gegentheil ſei das Bemühen der Regierung unablaſſig dar⸗ 
auf gerichtet, den Abſatz der Ruhrkohlen zu erweitern. Handelsminiſter Graf 
N zenplitz betätigt dies unter Hinweis auf die Ermäßigung der Ruhrſchiff⸗ 
ahrtsabgaben im Nabe Jahre; was den Wunſch na 0 
treffe, ſo mer der Abgeordnete Coupienne den Rhein⸗Weſer⸗Elbe⸗Canal im 
Sinne gehabt zu haben; er benutze dieſe Gelegenheit, um dem Hauſe zu ver⸗ 
ſichern, daß ſich dieſes für die Entwickelung des Binnenhandels ſo hoffnungs⸗ 
reiche Project unausgeſetzt der regſten Theilnahme der Regierung erfreue; 
daſſelbe ſei keineswegs unausführbar, das Terrain vielmehr einer Canal⸗ 
Anlage außerordentlich günſtig, die Koſten zwar en aber verhältnißmäßig 
nicht zu groß. Sobald jämmtliche Linien vermeſſen, werde die Regierung 
ſich für eine derſelben zu entſcheiden haben und die entſprechenden Vorlagen 
an das Haus machen. 7 N N 

Abg. Coupienne: Er habe bei jeinen Bemerkungen nicht den Rhein⸗ 
Weſer⸗Kanal, jondern einen neben der Ruhr laufenden Kanal im Sinne ge: 
habt. — Abg. Harkort hält für eine ſolche Kanalanlage das Ruhrthal für 
u eng; es könne ſich höchſtens um eine Erweiterung des e ſelbſt 
2 n. Redner rügt die Baggerarbeiten im danziger Hafen, dauert, daß 
der Militäretat faſt alle Staats mittel, die ſonſt für produktive Ausgaben ver⸗ 
wendet werden könnten, abſorbire, und empfiehlt hinſichtlich des Rhein⸗Weſer⸗ 
Kanals der Regierung eine möͤglichſt unparteiiſche und ſchleunige täfung 
der verſchiedenen projektirten Linien, damit ſobald als möglich mit den Ar⸗ 
beiten vorgegangen werden könne. — Reg.⸗Commiſſ. Maclean beruhigt den 
Abg. Harkort in Betreff der 30 7 des danziger Hafens; die Bagger⸗ 
tröge würden entfernt genug vom Hafen ausgeſchüttet, jo daß eine Verſan⸗ 
dung nicht zu befürchten ſei; der erfreuliche Aufſchwung, den der Handel 
ver Bi genommen habe, hätte das Bedürfniß einer Erweiterung des danzi⸗ 


ger x 
die Regierung ſei unausgeſetzt darauf bedacht, den Handel Danzigs zu heben, 
wie die von 1 heabfihtgte Anlage der Gifenbahn nach Neufahrwaſſer bes 
weiſe, die auch in dieſer Seſſion 5 5 5 einer Vorlage der 


g e e 
fein würde. — Nach einer lunverſtändlich bleibenden) Bemerkung Abg. 


einem Canal be⸗ 5 


ab h 
afens, . zur Lagerung von Hölzern, unabweisbar gemacht; fi 


Harkort über die Verhältniſſe des berliner Gewerbe⸗Inſtituts iſt der betr, 
Etatbericht erledigt. R 
Der Bericht über den Etat der Lotterie Verwaltung, des Sees 
handlungs⸗Inſtituts, des Antheils am Gewinn der preuß. 
Bank und der Stgatsſchulden⸗Verwaltung (Referent Abg. Reichen⸗ 
heim) wird ohne Bemerkung für erledigt erachtet. 
Es folgt die Fortſetzung der Wahlprüfungen. Abg. Parriſius 
. berichtet im Namen der VII. Abtheilung über die Wahlen im 
ahlkreiſe Beuthen (hier ſind gewählt die Abgg. Hüttenbeſ. Böck und Bür⸗ 
ermeiſter Teuchert). Die Abtheilung beantragt die Giltigkeitserklärung der 
ahl, da nach ſorgfältiger Berückſichtigung der geltend gemachten Bedenken 
und erhobenen ve die Majorität für die gewählten Abgg. doch immer 
herauskomme. Der Berichterſtatter verlieſt darauf einen ſehr e 
Proteſt gegen die Wahlmännerwahlen in Tarnowitz und behält ſich vor, für 
den Fall, daß gegen den Antrag der Abth. Widerſpruch erhoben wird, näher 
darauf einzugehen. — Abg. Rohden bemerkt, daß, wenn geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften über die Formalitäten eines Wahlaktes gegeben ſeien, und dieſe 
würden nicht beobachtet, der ganze Wahlakt ein ungiltiger ſei. Dies treffe 
bei den Urwahlen von Tarnowitz in einer eclatanten Weiſe zu, und müſſe 
er deshalb beantragen, die ſämmtlichen Urwahlen für ungiltig zu erklären, 
und darnach zu calculiren, ob den gewählten Abgg. noch die Majorität bleibe. 
Abg. v. Gottberg verzichtet nach dieſer Ausführung auf das Wort. Der 
Referent erklärt, daß, nach der in der Abtheilung aufgeſtellten Berechnung 
ſelbſt wenn die tarnowitzer Wahlen für ungiltig erklärt werden follten, die 
beiden gewählten Abgg. immer noch mit abſoluter Majorität gewählt ſeien. 
Abg. Dr. Schulz (Borken) beſtreitet die Richtigkeit der von der Abtheilung 
aufgeftellten Berechnung und beantragt, die Wal der Abgg. Böck und Tau⸗ 
chert zu beanſtanden, und die Abtheilung mit der näheren Feſtſtellung der 
Thatſachen zu beauftragen. Nach einer Bemerkung des Abg. Graf Bethuſp⸗ 
Huc wird die Debatte geſchloſſen; die Wahlen werden (dagegen die Conſer⸗ 
vativen und Clerikalen) für giltig erklärt. 8 
Abg. Schiebler referirt Namens der I, Abtheilung über die rückſtändi⸗ 


en Wahlen des gumbinner und frankfurter Regierungsbezirkes. Die Wah⸗ 


en werden für Mabie erklärt. Die 11. Abthlg. (Berichterſtatter Abg. Wachs⸗ 
muth) hat die Wahlen im Regierungsbezirke Poſen geprüft. Bei den Wah⸗ 
len der Kreiſe Samter⸗Birnbaum ergreift der dort gewählte Abg. Dr, Lan⸗ 
gerhans das Wort: Er babe bei dieſer Wahl eine Angelegenheit zur Sprache 
zu bringen, die eine ernſte Rüge verdiene, damit ſich nicht der hier 5 Tage 
etretene Uebermuth in andern ſolchen jugendlichen Helden wiederhole. Der 

ahlcommiſſarius Landrath v. Maſſenbach habe ihm ſeine Wahl zum Ab⸗ 
geordneten durch folgendes Schreiben mitgetheilt. (Daſſelbe iſt bereits bekannt, 
es bezeichnet die Majorität als hauptſächlich aus Juden und Polen beſte⸗ 
hend c.). Was die Form der Ueberſendung und die nicht ſehr paſſende 
Sprache dieſes Schreibens anlange, ſo wolle er dieſe nicht weiter urgiren, 
weil er nicht unterſuchen wolle, ob der Landrath ihn damit perſönlich habe 
beleidigen wollen oder wie weit ſein „Bildungsgrad“ gehe. (Sehr gut!). Was 
aber die Bezeichnung der Majorität der Wahlmänner als „Polen und Ju⸗ 


den“ betreffe, ſo bemerke er einmal, daß er nicht Vertreter der Majorität des 


Wahlkreiſes, ſondern des ganzen Wahlkreiſes ſei. Der gebrauchte Ausdruck 
ſei aber beleidigend für den Wahlkreis und es ſei deshalb nothwendig, eine 
ernſte Rüge gegen den Landrath wegen dieſes Verſtoßes gegen Anſtand, 
Sitte und Amtsbefugniß auszuſprechen. 


Er fordere von der königlichen Staatsregierung, daß ſie den beiden be⸗ 


leidigten Wahlkreiſen dafür Genugthuung Watt denn ein Landrath, der ſich 
ſo weit gegen die Eingeſeſſenen ſeines Wahlkreiſes en habe, könne 
unmöglich noch in ſeinem Wahlkreiſe eine ſegensreiche Wirkſamkeit entfalten. 
(Bravo.) — Refer. Abg. Wachsmuth: In der Abtheilung ſei die völlige 
Unangemeſſenheit des Schreibens des Landraths v. Maſſenbach einſtimmig 
anerkannt, und ſie knüpfe daran den Antrag, „daß das Haus beſchließen 
möge, das Schreiben des Landraths Freiherrn b. Maſſenbach der königlichen 
Staatsregierung zur Kenntniß zu überweiſen.“ Einen weiteren Antrag habe 
die Abtheilung daran nicht geknüpft. — Abg. Dr, Bernhard — daß 
die zweiten der bei den Wich zu Tage getretenen Uebelſtände wohl durch 
die Wahl⸗Commiſſarien entſchuldet ſeien, daß die Wahl⸗Commiſſarien, mit 
wenigen Ausnahmen, Landräthe und Träger des bureaukratiſchen Abſolutis⸗ 
mus ſeien. Dies müſſe im Wege der Geſetzgebung geändert werden, und 
bei den ſo vielfach conſtatirten Mißbräuchen ſollte das Haus ſich mit einer 
bloßen Kritik nicht befriedigt erklären, weshalb er den Antrag ſtelle, daß 
die königliche Staatsregierung veranlaßt werde, den Landrath v. Maſſenbach 
künftig mit der Leitung einer Wahlangelegenheit nicht mehr zu betrauen. 
Dem Hauſe und dem Wahlkreiſe ſei man die Wahrung ſeines Rechtes ſchul⸗ 
dig. — Miniſter des Innern Graf Eulenburg (ver inzwiſchen im Haufe 
erſchienen iſt): Er könne die Discuſſion vielleicht abkürzen, wenn er erkläre, 
daß er ſchon vor der Verhandlung dieſer Sache im Hauſe Kenntniß von dem 
Schreiben erhalten, daſſelbe ſelbſt für unangemeſſen erachtet und das Noͤthige 
bereits verfügt habe. — Die Angelegenheit iſt hiermit erledigt. 

Bei der Wahl des Propſtes Gawrecki (Meſerig⸗Vomſt befindet ſich ein 
Proteſt des Diſtricts⸗Commiſſars Lindenberg (Heiterkeit), der es rügt, daß 
einzelne Urwahlen erſt zwiſchen 10% und 10% Uhr Vorm. begonnen hätten. 
(Heiterkeit.) Die Abtheilung hat dieſen Proteſt für vollſtändig unerheblich erklärt. 
— In Betreff der Wahlen der Abgg. v. Bentkowski und Graf Dzyalinski 
iſt dem Hauſe bereits Mittheilung Ted hinſichtlich der Wahl des Abg. 
v. Guttry beſchließt das Haus die Beanſtandung, um zu ermitteln, ob der⸗ 
ſelbe die Annahme der Wahl n erklärt habe oder nicht. PR 

Für die III. Abtheilung referirt der Abg. Dr, Lette und als Spezialre⸗ 
ferent Abg. Pruß. Gegen die im 2. merſeburger Wahlbezirke (Kreiſe 
Schweinitz, Wittenberge) erfolgte Wahl des Abg. Schröder iſt von dem an⸗ 
deren Abgeordneten, Landrath v. Jagow, der zugleich Wahlcommiſſar war 
ein Proteſt eingegangen. Nach genauer Prüfung der angefochtenen Wahl- 
männerwahlen ergiebtſſich, daß 23 nach der r derſelben dem 
gewählten Abg. Schröder noch die Majorität verbleibt. Die weitläufig aus⸗ 
geführte Calculation intereſſirt weiter nicht; das Haus erklärt die Wahl für 
iltig. — Das allgemeine Referat der IV. Abth. erſtattet Abg. Schröder; 
die noch nicht genehmigten Wahlen im bromberger und aachener Regierungs⸗ 
Bezirk werden für giltig erklärt. Als Specialreferent berichtet Abg. Mel⸗ 
lien über die des an: Irhrn. v. d. Heydt im Wahlbezirk Schleuſin⸗ 

en⸗ Ziegenrück, welche die Abtheilung bekanntlich mit 19 gegen 11 Stimmen 
für ungiltig zu erklären beantragt. 

Der Wablbenrk zählt im Ganzen 192 Wahlmänner, von denen bei der 


0 isge⸗ 
richtsrath Schlick in Suhl 90 Stimmen erhalten. Der Abg. Frhr. v. d. Heydt 
befindet ſich notoriſch im Beſitz der für die Wählbarkeit vorgeſchriebenen 


Frhr. v. d. Heydt 101 und der Gegen⸗Candidat, der frühere Abg. 


Eigenſchaften. — Inſofern ſtehe der Giltigkeit der Wahl nichts 
entgegen. Die formellen Bedenken, die den einzelnen Urwahlen r ken e⸗ 
hen, Den nach der Meinung der Abtheilung nicht der Art, um die eit 


der Wahl zu beeinträchtigen. Die Abtheilung habe ſich aber auf Grund des 
Art. 78 der Wie Aue und der Praxis des Hauſes für verpflichtet gehalten, 
das geſammte Material zu prüfen, und ſei zu dem Reſultate gekommen, 
die Ungiltigkeitserklärung der Wahl des Frhrn. v. d. Heydt und von 7 Wahl⸗ 
männern des Wahlbezirks zu beantragen, und zwar erſtere aus materiellen, 
letztere aus formellen Gründen. Was die formellen Bedenken betreffe, ſo 
werde er ſich auf das Wichtigſte beſchränken, da, wie er ſchon bemerkt, nach 
Abzug der betreffenden Wahlmänner, die Majorität für Herrn v. d. Heydt 
nicht alterirt worden ſei. — Der Referent erörtert nunmehr die Ungiltigkeit 
der betreffenden Wahlmänner, von denen 5 für Herrn v. d. Heydt und 2 für 
den Gegen⸗Candidaten geſtimmt haben, ſo daß erſterem von 184 giltigen 
noch 96 Stimmen, alſo 3 über die Majorität bleiben, und fährt dann fort, 


macht, als ob ſie der Ausdruck der allgemeinen Stimmung in dem 
kreiſe ſei, ſondern deutlich die Symptome einer künſtlich erzeugten will 
chen oder zufälligen Majorität aufweiſe. (Oho! der Eonjerbativen.) 
Bei dem Eintritt in die materielle Prüfung ſeien zuerſt die eigenthüm⸗ 
lichen Verhältniſſe des Wahlbezirks zu berückſichtigen geweſen. Derſelbe be⸗ 
nde ſich in einer zum Theil vollſtändigen Abhän 5 der Regierung, die 
größere Hälfte des Grund und Bodens bildeten iſche Forſten und auf 
dem Holzbezug aus denſelben beruhe die ganze 8 der 3 
Dieſe Abhängigkeit ſpiegele ſich bereits in der Zuſammenſetzung der Wahl⸗ 
männerſchaft. Unter den 101 Wahlmännern, die dem Abgeordneten Frhrn. 


die Wahl habe indeß im Ganzen auf die Abtheilung nicht den wen f. ; 
fü 
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Eigennutzes ſei angewandt worden. 


ſei jetzt dort ein Förſter, der 


men werden konnen; auch habe er es nicht amtlich berichtigt. 


{ 5 5 > 
b. d. Heydt ihre Stimme gegeben, befinden ſich allein 74 Beamte (hört! 
bört!). Erweckt dieſe Thatſache ſchon die Vermuthung einer amtlichen Veein⸗ 
fuflung, fo werde fie zur Gewißheit dadurch, daß ſich herausgeſtellt, nicht 
los der Hebel des kompulſiven Zwanges, ſondern ſogar das Motiv des 
3 0 us der Anwendung dieſes letzten Mit⸗ 
tels habe die dun den Schluß gezogen, daß es ſich hier um eine kor⸗ 
rumpirte Wahl handle. In einer Nummer des 4 5 Kreisblat⸗ 
tes“ habe zuerſt die bekannte Antwort des Königs geſtanden und darauf die 
Bekanntmachung des Landraths, daß ſich die Wahlmänner zur Vorverſamm⸗ 
— einfinden möchten, in welcher zugleich die Erwartung ausgeſprochen 
worden ſei, daß nach dieſem köͤnigl. Worte wohl zu erwarten ſei, die Wähler 
würden Niemanden wählen, der es nicht treu mit dem Könige meine. Durch 
dieſe Mahnung, finde er, ſei ein kompulſiver Zwang auf die zahlreichen Be⸗ 
amten ausgeübt worden, welche in jenem Kreiſe zu Wahlmännern gewählt 


2 en wie man es auch anderweitig an disciplinariſchen Maßregeln nicht habe 
fehlen laſſen. 


So ſei ihm von einem ag noch geſtern mitgetheilt worden, es 

t ei den vorigen Wahlen liberal geſtimmt habe, 

wegen Schließung einer nicht ſtandesmäßigen Ehe zur Disciptinar-Unterſu⸗ 
chung gezogen worden (Heiterkeit). Das erheblichſte Moment aber habe die 
Abtheilung in folgendem Umſtande gefunden. In derſelben Nummer des 
amtlichen Kreisblattes habe unter der Rubrik „Vermiſchtes“ folgendes ano⸗ 
nyme Inſerat geſtanden: „Nachdem nunmehr den aus dem dieſſeitigen und 
dem ziegenrücker Kreiſe vorliegenden Nachrichten zufolge außer Zweifel zu 


ſein ſcheint, daß der frühere Staatsminiſter Frhr. v. d. Heydt bei den bevor⸗ 


ſtehenden Abgeordnetenwahlen die Majorität erhalten wird, dürfte es den 
Kreiseingeſeſſenen von Intereſſe fein, zu erfahren, daß für dieſen Fall Herr 
p. d. Heydt auf die ihm als Abgeordneten zuſtehenden Diäten zu Gunſten 
ſeines Wahlbezirks mit der Maßgabe verzichtet habe, daß die ſich hieraus er⸗ 
. jedesmalige Summe zur Beförderung des Gewerbfleißes in beiden 
eiſen verhältnißmäßig verwendet werden ſolle.“ (Hört! hört!) Es handle 
ſich nach der Meinung der Abtheilung hier nicht um die Feſtſtellung des 
atbeſtandes einer ſtrafbaren Beſtechung, ſondern um die Feſtſtellung der 
atſache, ob durch unlautere und ungeſetzliche Mittel eine Wahl beein⸗ 
flußt worden ſei. Es ſei dabei vollkommen gleichgiltig, ob Hr. v. d. Heydt 
der Urheber des Inſerats ſei oder daſſelbe durch Mittheilungen veranlaßt 
habe, oder ob jene Aufnahme endlich auf einem jener bekannten landräthli⸗ 
chen „Mißverſtändniſſe“ beruhe. Man mülſſe hier eine moraliſche Beſtechung 
annehmen (Bewegung). f 
Eine Wahl ſei corrumpirt, wenn auf ſolche Weiſe durch officielle Organe 
auf die Kreiseingeſeſſenen eingewirkt werde. Mehr aber ſei dies noch der 
Ball da der Landrath das Inſerat bis zur Wahl in voller Wirkſamkeit habe 
eſtehen laſſen. Ohne feine Mitwirkung hätte das Inſerat 3 aufgenom⸗ 
5 ach zuver⸗ 
läſſigen Berichten habe ſogar der Landrath Herold in der Vorverſammlung 
ausdrücklich auf das Inſerat hingewieſen. Eine derartige Agitation ſei 
um ſo verwerflicher, als über die Unſittlichkeit ſolcher Mittel kein Zweifel 
herrſchen könne. (Beifall.) Was heiße denn ein ſolches Mittel? Ein Kauf 


der Wahlſtimmen im Ganzen und Großen, in Bauſch und Bogen! (Sehr 


wahr.) Aber nicht blos aus allgemeinen Grundſätzen der Vernunft und Sitt⸗ 
lichkeit, ſondern auch aus Gründen der Verfaſſung müfje man den Charakter 
derartiger Mittel ſtigmatiſiren. Art. 85 der Verf, verbiete den Abgeordneten, 
auf die Diäten zu verzichten, und wenn der Artikel auch zunächſt beſtimmt 
ſei, das Verhältniß des Abgeordneten zur Staatskaſſe zu regeln, ſo gehe 
doch der Geiſt des Artikels dahin, daß das 1 von der parlamentari⸗ 
ſchen Concurrenz ausgeſchloſſen ſein, daß nur die Würdigkeit des Candidaten 
den Ausſchlag geben ſolle. Auch gebe es in jedem Wahlkreiſe wirklich Per⸗ 
ſonen, auf welche derartige Mittel Einfluß haben könnten. Aus allen dieſen 
Erwägungen, weil eine weſentliche innere Bedingung zur Giltigkeit, näm⸗ 
lich die Integrität, fehle, empfehle die Abtheilung die Ungiltigkeitserklärung. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Ich wollte vor dem Beginne 
der Debatte nur erklären, daß nach einem amtl. Berichte des Landraths die 
angeführte Inſertion nicht von ihm ausgegangen, ſondern anonym der 
Redaction des Kreisblattes zugegangen ſei. Im Uebrigen hat die Staats⸗ 
regierung nicht die Aufgabe, für die Giltigkeit der Wahl des Hrn. v. d. Heydt 
einzutreten; hätte ſie dieſelbe, ſo glaube io, daß nichts gejagt werden kann, 
was das Haus günſtiger für die Wahl ſtimmen könne, als das, was wir 


ſoeben von der Tribüne gehört haben. (Bravo.) 


Abg. Frhr. v. d. Heydt: Es ſei die ‚Bilicht des hohen Hauſes, gegen 


jede Unrege mäßigkeit und jede Geſetzwidrigkeit, die bei den Wahlen vorge⸗ 


kommen, aufzutreten, und er billige es vollkommen, wenn es auch im vor⸗ 


liegenden au dieſer Pflicht nachkomme. regelmäß 
Urwahlen ſei ihm nichts bekannt geworden; auch ſeien die in Anregung ge⸗ 


Von Unregelmäßigkeiten bei den 


brachten, wie die Abtheilung ſelber kausgeſprochen, ohne Einfluß auf das 
ſchließliche Eee Gegen die Kritik, welche der Referent an der mas 
teriellen Seite ſeiner Wahl geübt, müſſe er auf das Nachdrücklichſte pro⸗ 
teſtiren, indem dieſelbe dem derfaſſun smäßigen Rechte ſeiner Wähler zu nabe 
trete, ihnen die perſönliche Freiheit Ku Entſchließung beeinträchtige. Weil 
unter 191 Wählern ſich 74 Beamte befinden, deshalb ſolle und müſſe auch 
eine amtliche Beeinfluſſung fal ene . haben? 

Dieſe Vorausſetzung enthalte eine Beleidigung gegen die Ehrenhaftigkeit 
der Beamten jener Kreiſe, welche er perſönlich als makellos kenne, und 
wenn dieſelben ſich feiner frühern amtlichen Wirkſamkeit ler ſei der erſte 
Miniſter geweſen, der jene Kreiſe beſucht habe und dabei die Stellung der 
dortigen Beamten zu verbeſſern bemüht geweſen ſei) jetzt noch erinnerten, ſo 
werde Niemand ihnen das verargen koͤnnen. Was das anonyme Inſerat 
im „Henneberger Kreisblatte“ ven ſo ſei daſſelbe ohne ſein Wiſſen ge⸗ 
druckt, und habe er ft hier die erſte Kunde davon erhalten. Auf eingezo⸗ 
gene Erkundigungen habe er erfahren, daß die betreffende Nummer des 

Kreisblattes vom 24. Oktober datirt ſei, mithin, da das Kreisblatt ſehr we⸗ 
nig im Kreiſe verbreitet und die Communication eine etwas beſchwerliche 
ei, ſämmtliche Wahlmänner es nicht einmal vor der Wahl in die Hände 
ekommen haben können, weil ſie in den Tagen ſeiner Vertheilung, d. h. am 
26. und 27. Oktober, ſich ſchon auf der Reiſe nach dem Wahlorte Rahnis 
befanden, der mehrere Meilen von Schleuſingen entfernt ſei. Er habe aller⸗ 
dings im vertraulichen Geſpräche geäußert, daß er aus ſeiner Wahl keine 
pecuniäre Vortheile ziehen, ſondern die Diäten dem Landrathe zur Verfü⸗ 
gung, ſtellen wolle. eh : 2 
aß ein Abg. zu Gunſten ſeines Wahlkreiſes auf feine Diäten verzichte, 
konne er nicht für verfaſſungswidrig halten; ſei ja jedoch, wie er glaube, vom 
Abg. Rohden behauptet worden, die in Berlin wohnhaften Abgg. bedürften 
der Diäten eigentlich gar nicht. Was ſeine perſönliche Stellung zur Sache 
betreffe, ſo habe er ſich in keinem Wahlkreiſe um ein Mandat beworben; 
nur auf eine ausdrückliche Anfrage aus Schleuſingen habe er erklärt, er halte 
die Annahme einer dort etwa auf ihn fallenden Wahl für feine Pflicht. 
Schließlich wolle er nur noch hervorheben, daß es ſich für ihn in dieſer gan⸗ 


zen Angelegenheit durchaus nicht um fein Intereſſe handle, ſondern einzig 


und allein um eine Wahrung des verfaſſungsmäßigen Rechtes ſeiner Wähler. 
Abg. Dr. v. Bunſen: Er halte es zwar ſeinerſeits nicht blos für unklug, 


ſondern auch für unrecht, daß der Abg. v. d. Heydt die betreffende Aeußerung 


auch nur geſprächsweiſe gethan habe, und ebenfo für unerklärlich, daß ein 


Landrath von einer ſolchen Bagatelle Gebrauch machen konnte, um dadurch 


auf die Stimmen der Wähler Einfluß zu gewinnen; nichtsdeſtoweniger ſei es 


kaum denkbar, daß irgend ein Wahlmann, um einen Gewinn von etwa 


Be Thaler zu erzielen (Heiterkeit) — ja, jo viel kommt 1 


N 0 den Kopf im 
kreiſe — gegen ſeine Ueberzeugung ſtimmen werde. Er glaube, eine Caſſa⸗ 
tion dieſer Wahl aus dem Grunde, daß durch Beſtechungen eine Beein⸗ 
Kl der Wahlmänner ausgeübt worden ſei, würde im Auslande nur 
paßhaft erſcheinen. 5 c 
Abg. Dr, Eberty: Bei allem Vertrauen in die Angaben des Abgeord⸗ 
neten für — — komme er doch zu einem der Giltigkeit der Wahl un⸗ 
günſtigen Ergebniß. Hr. v. d. Heydt ſagte nämlich einmal, daß er die Mit⸗ 
theilung, wonach er auf die Diäten verzichte, und wolle, daß fie zur Beſör⸗ 
derung des Gewerbfleißes der beiden Kreiſe verwendet würden, vertraulich 
emacht, ſodann aber auch, daß er zu der Mittheilung durch das Kreisblatt 
Peran aſſung gegeben. Darnach dürfe man bis zum Beweiſe des Gegen⸗ 
theils annehmen, daß die Bekanntmachung, wenn auch nicht mit ſeinem Vor⸗ 
wiſſen, doch mit ſeinem Willen geſchehen. Das genügt, um die Wahl für 
ungiltig zu erklären. So habe das engliſche Parlament ähnliche Falle ſtets 
beurtheilt (Redner citirt den Fall eines Mr. Harris, M. P. für Neweaſtle 
“under Lime (2) 1842 aus Erskine May). Er wolle nicht behaupten, daß der 
Herr Abgeordnete ſich der * 5 ſchuldig emacht, — wohl aber, daß 
eine unlautere Beeinfluſſung der Wahlen ſtattgefunden. 5 
19 7 Rohden: Er könne gegenwärtig nicht einmal mehr, wie er ans 
änglich in der Abtheilung beabſichtigt habe, für die Beanſtandung der 
ahl ſtimmen, da gegenwärtig eine beſtimmte Erklärung des Herrn von 
der Heydt vorliege. r ihn ſei es von der größten Wichtigkeit, daß kein 
Proteſt aus dem Wahlkreiſe gegen die Wahl eingegangen ſei. Er erſehe 
daraus, daß man in der Abtheilung nach einem Anklagepunkte geſucht habe, 


Abg. Schulze (Berlin), wegen Niederſetzung einer Unterſuchungs⸗Commiſſion, 


und das wolle ihm nicht gefallen. Bei der ne Unten des Antrages. des 


5 von einer Seite geäußert worden, daß man Wahlen, bei denen man 


Beeinſluſſungen als maßgebend annehme, doch einfach cafliren folle, und ſei 
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dies eine Provocation, deren Joa wir heute ſehen. Man habe ſich bei 
dieſer Wahl auf Privat⸗Correſpondenzen beſchränkt; er halte dies für ein 
Agiren hinter den Couliſſen. Mit dergleichen ſollte man ſich nicht einlaſſen, 
da das Haus für jede offene Beſchwerde ein bereitwilliges Ohr habe. Die 
Sache habe eine ſubjective und eine objective Wichtigkeit; eine ſubjective Wich⸗ 
tigkeit, daß ein W el der um eine Wahl ambire, oder dem eine Wahl ange⸗ 
tragen werde, ſich rein halten müſſe von jeder Beeinfluſſung der Wahl; 
eine objective Wichtigkeit bei der Frage, ob durch das Anerbieten der Ver⸗ 
zichtleiſtung auf die Diäten auf die Wähler ein Einfluß hätte ausgeübt wer⸗ 
den konnen. as Letztere habe ihm nicht ſcheinen wollen. Man frage nur 
jeden ruhigen Mann, ob er ſich durch ein ſolches Inſerat in irgend einer 
Weiſe verleiten laſſen würde. Nun habe ſich Herr v. d. Heydt heute in guter, 
offener Weiſe erklärt, daß er eine vertrauliche Aeußerung gemacht habe, die 
wider ſeinen Willen in's Publikum gedrungen ſei. Deshalb werde man dem⸗ 
ſelben den Sitz im Hauſe nicht nehmen wollen, und bitte er, die Giltigkeit der 


Wahl anzuerkennen. i 

Abg. Dr. Löwe (Bochum): Er könne auf das Beſtimmteſte verſichern, 
daß, wenn jemals bei einer Wahlprüfung die Parteiſchattirungen gar 
nicht in Frage gekommen A wenn jemals rein formell die Wahl geprüft 
worden ſei, ſo ſei es dieſe; es ſei an dieſelbe nur der große ſittliche 
Maßſtab angelegt worden. Bei den Formalien ſei über die Wahlmänner 
abgeſtimmt, ohne zu wiſſen, ob dieſelben für oder gegen Hrn. v. d. Heydt 
geſtimmt hätten. & geſtehe Hrn. v. d. Heydt bereitwillig zu, daß die Ma⸗ 
jorität einer Stimme jo vollgiltig ſei, wie eine große Majorität, ja ein⸗ 
ſtimmige Wahl; aber wenn man Zweifel und Bedenken darüber habe, wie 
die Majorität zu Stande gekommen jei, jo ſei es richtig, daß dieſe Bedenken 
bei einer kleinen Majorität wichtiger ſeien, als bei einer großen. Er könne 
übrigens beftimmt verſichern, daß die Entſcheidung über die Wahl erſt ein⸗ 
getreten ſei, als eines der Mitglieder als Motiv aufgeſtellt hatte, es handle 
ſich hier nicht darum, ob Herr v. d. Heydt um jenes Inſerat gewußt habe 
oder nicht, ſondern nur darum, daß das Factum feſtſtehe, es ſei ein Ange⸗ 
bot gemacht worden. Er gebe zu, daß das Angebot nicht groß ſei, aber Hr. 
v. d. Heydt habe es ſelbſt in die Waagſchale geworfen, indem er geſagt 
hätte: er wolle für ſeine Perſon keine pecuniären Vortheile von ſeiner Wahl 
haben. Damit ſei die Sache vollſtändig entſchieden. 

Nun wolle er noch eine Bemerkung darüber machen, daß Herr v. d. 2 
feine frühere Stellung zu den Beamten me Wahlkreiſes hervorgehoben 
habe. Allerdings müſſe man für das pe itiſche Leben und für die Landes⸗ 
vertretung ſehr bauf auf das Beamtenleben zurückgehen, aber eben deshalb 
müſſe das Haus die Augen offen halten, daß die Beamten nicht beeinflußt, 
daß der Charakter der Beamten rein gehalten und das Vertrauen zu denſel⸗ 
ben nicht 18 werde. Herr v. d. Heydt ſage, daß das „Kreisbl.“ im Kreiſe 
ſehr wenig geleſen würde, aber Jeder wiſſe, daß daſſelbe gerade von den Be⸗ 
amten gehalten werden müſſe, daß 5 7 alle die Leute, welche über⸗ 
haupt noch zu beeinfluſſen ſeien, das „Kreisbl.“ leſen müßten. Ob ein wirk⸗ 
licher Einfluß ſtattgefunden habe, das wiſſe er nicht, er glaube es auch nicht, 
aber derſelbe ſei verſucht worden, und dieſer Verſuch auf der einen, die 
Aeußerung des Herrn v. Benda auf der anderen Seite, ſei entſcheidend, weil 
Herr v. d. Heydt angedeutet habe, daß er keine pecuniären Vortheile wolle, 
daß die anderen Abgeordneten alſo pecuniäre Vortheile aus ihrer Wahl zö⸗ 
gen. Damit der Geiſt der Verfaſſung und die allgemeine Sittlichkeit gekräf⸗ 
tigt werden, empfehle er den Antrag der Abtheilung. (Bravo!) 

bg. v. d. Heydt: Er habe, wie er ſchon vorher erklärt, den Inhalt des 
Fah bedauert, ſobald er von demſelben a habe. Wenn man ge: 
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agt habe, die Behauptung, der Landrath des ſchleuſinger Kreiſes habe eine 
Beeinfluſſung der Stimmen verſucht, ſei nichts beſtritten worden, fo ſcheine ihm 
durch eine ſolche Behauptung andrerſeits doch auch keinerlei Argument hin⸗ 
eſtellt zu ſein; er ſeinerſeits habe nicht geleſen, wodurch der Beweis für jene 

nſchuldigung des Landraths geführt worden wäre. Dem letzten Red⸗ 
ner könne er nur erwidern, daß er allerdings in einer vertraulichen Unterre⸗ 
dung ſich über ſeine Abſicht in Betreff der Diäten in dem angeführten Sinne 
eäußert habe, und was ſeine Aeußerung über die beſondere Stellung der 
in Berlin anſäſſigen Abgeordneten in Bezug auf die Diäten betreffe, ſo habe 
ſie einzig und allein ſich bezogen auf die Auslagen und Unkoſten, welche den 
in Berlin Anſäſſigen erſpart blieben. 

Abg. v. Mitſchke⸗Collande: Er glaube gefunden zu haben, daß alle 
W en bei welchen es ſich um Abgeordnete handle, die auf den 
Bänken ſeiner Partei ſaͤßen, ar milde beurtheilt worden ſeien, als die 
der Gegenpartei. (Oho! links.) Man behaupte, ſeine Partei verdanke ihre 
Wahlen dem Einfluſſe der — — Ja, es habe jüngſt ein Mitglied ſich 
die Worte erlaubt: „Wie muß Ihnen, meine Herren, zu Muthe ein auf 
jenen Bänken, die Sie durch Peitſche und Zuckerbrodt in das Haus gebracht 
worden ſind?“ (Große Heiterkeit.) Die Antwort darauf erſpare er ſich, weil 
jte jedenfalls die Grenzen des Parlamentariſchen überſchreiten würde. Nicht 
die Abgeordneten, nur die Wähler ſeiner Partei wolle er in Schutz nehmen 
gegen den Verdacht der Beeinfluſſung. Den Unterſchied der Parteien be⸗ 
zeichne er übrigens nicht durch die Schlagworte „königstreu“ und „königsfeind⸗ 
lich“, ſo weit ſei es, Gottlob, in Preußen noch nicht gekommen. (Ruf: zur 
Sache!) Redner wird vom Präſidenten aufmerkſam gemacht, daß der Ruf: 
zur Sache! ſchon mehrfach und mit Recht ertönt ſei, worauf er fortfährt: 
Seine Partei ſtehe feſt und ſei weh möge ſie immerhin heute geſchmäht 
werden. Was die Ausſtellungen des Referenten angehe, ſo ſtehe die Majo⸗ 
rität von 5 Stimmen für Hrn. b. d. Heydt, ſelbſt nach dem Commiſſionsberichte 
unzweifelhaft ſeſt, und wenn man auch mit jener Aeußerung des Herrn 
v. d. Heydt nicht einverſtanden ſei, ſo dürfe man doch nicht ane Be daß 
dieſelbe nur eine vertrauliche geweſen und ohne jede Abſicht einer Beinfluſ⸗ 
ſung gemacht worden ſei. Ueberdies meine er, es könne ein Nen in 
dem Kreisblatte eines fremden Kreiſes eben keinen großen Einfluß in einem 
anderen Kreiſe ausgeübt haben. Man möge darum die milde Praxis der 
Wahlprüfungen auch einmal auf die Bänke ſeiner Seite anwenden. 

bg. Schulze (Berlin): Der Abg. Löwe habe die Frage in der vorliegenden 
Sache ganz richtig geſtellt und charakteriſirt. Eine ſtrafrechtlich verfolgbare 
Beeinfluſſung liege allerdings nicht vor, aber eben deshalb, weil een 
Dinge vom Strafgeſetze nicht erreicht werden können, trete die Verfaſſung 
ſolchem Treiben um ſo entſchiedener entgegen. Mit Unrecht habe man Ge⸗ 
wicht auf die Frage der Zurechnung gelegt. Es komme vielmehr gar nicht 
darauf an, ob Herr v. d. Heydt oder irgend ein anderer Wahlbeeinfluſſung 
habe üben wollen, ſondern darauf allein komme es an, daß die Publikation 
jener Erklärung vor der Wahl und zwar in einem amtlichen Organe, dem 
Kreisblatte, geſchehen ſei. Wer da zweifle, ob dieſe Publikation auch von 
Wirkſamkeit geweſen ſein könne, der möge ſich die betr. Nummer des Kreis⸗ 
blattes nur einmal anſehen (Redner hält dieſelbe empor), da ſei die Ant⸗ 
wort des Königs an die Gemeinde Steingrund zu leſen, dann die amtliche 
Publikation der Wahlmännerliſte und unmittelbar dahinter jenes als ſo harm⸗ 
los ausgerufene anonyme Inſerat, ſo daß alſo dieſe Annonce auch dem Hrn. 
Landrath jedenfalls nicht habe entgehen können. Dazu trete der höchſt wich: 
tige Umſtand, daß der Bekanntmachung der wirkliche Wille des Candidaten 
entſpreche, und daß dieſer Wille vor den Wahlen bekannt gemacht worden ſei. 

Da liege mithin der ganze Thatbeſtand der Wahlbeeinfluſſung klar vor 
Augen. Einem durch die ganze hohe Schule der Diplomatie gegangenen, ſo 
klugen und gewiegten Danıt (Heiterkeit), der den verſchiedenſten und entge: 
gengejebten politiſchen Syſtemen zu dienen gewußt habe ( eiterfeit), werde 
doch Niemand die Betiſe zutrauen, ein ſolches Inſerat ſelber zu peröffent⸗ 
lichen. (Sehr richtig.) Wer werde aber andererſeits glauben, daß eine ſolche 
Annonce nur zufällig in ein Organ gekommen ſei, welches mit den direc⸗ 
ten Wahlpublikationen der Behörden angefüllt wäre? Man habe einzuwen⸗ 
den verſucht, es ſeien ſolche Vorausſetzungen eine Beleidigung gegen die Ehre 
der Wähler; aber darum handle es ſich * N15 gar nicht, ſondern darum, 
daß ein⸗ für allemal den preußiſchen Wählern dergleichen nicht 

eboten werden dürfe. (Lebhafter Beifall.) — Was endlich die ſittliche 
eite der Frage angehe, jo könne er nur ſagen, wenn der Abg. v. d. Heydt 
Generoſität üben wolle, jo möge er derſelben freien Lauf laſſen, dieſelbe 
ſcheine ihm aber dieſen Herrn mehr für das Herrenhaus, als für das Ab⸗ 
georonetenhaus zu qualificiren. (Große Heiterkeit.) 
bg. Graf Wartensleben (mit gehobener Stimme): Er werde eine 
Rede für die Giltigkeit der Wahl halten, wie ſie noch nie im Hauſe gebalten 
worden: er werde nämlich ſchweigen. (Gelächter) — Abg. b. Gottberg: 
Der 195 Abgeordnete v. Bethmann⸗Hollweg habe ebenfalls die Diäten 
für ſeinen Wahlbezirk verwendet (Ruf: Nachträglich !); das ſei gleich⸗ 


giltig; denn bei der zweiten Wahl habe der Wahlkreis ja vorher 
gewußt, er werde wieder don feinem Abgeordneten die Diäten 
uͤberwieſen erhalten. Das Inſerat ſei überdies in der Zeit zwi⸗ 


ſchen den Urwahlen und den Abgeordnetenwahlen erſchienen, während 
es, um wirklich Einfluß zu üben, doch ſchon vor den allein entſchei⸗ 
denden Urwahlen hätte Fan werden müſſen. Gerade die große 
Zahl der Beamten, die Wahlmänner ſeien, mache überdies, daß das Inſe⸗ 
rat, welches die Diäten zur Hebung des Gewerbefleißes in Ausſicht 
ber able habe Einfluß üben können. Er ſei für Giltigkeitserklärung 
r Wahl. 


Abg. Dr. Gneiſt: Der zweifelloſe Punkt der vorliegenden Angelegenheit 
ſei nicht das Verhältniß der Wahlmänner zu den Abgeordneten, ſondern das 
Verhältniß des Gouvernements zu den Wahlmännern. Er müſſe einen 
Geſichtspunkt hervorheben. Die Kreisblatter ſeien erſt kürzlich von der Staats⸗ 
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regierung als ihre Organe in Anſpruch genommen worden, und ſie habe 
Privatblätter zur Ablegung dieſes Titels gezwungen, um die Firma der Kreis⸗ 
blätter für ihre amtlichen 1 ar zu monopoliſiren. In einem ſolchen Kreis⸗ 


blatte nun erſcheine unmittelbar hinter dem Königsworte an die Gemeinde 
Steingrund eine Bekanntmachung, die poſitive Vortheile für den Wahl⸗ 
körper verſpreche, nicht für die Wahlmänner, wie der Abg. v. Bunſen 
gemeint. Es ſei dies ein Novum in der Geſchichte der preuß. Wahlen, und 
werde hoffentlich ein Unicum bleiben. (Beifall.) { 
Selbſt wenn der Landrath mit der Einſendung des Inſerats nichts zu 
thun gehabt hätte, fo ſei er doch verpflichtet geweſen, ſobald er ein ſolches 


Anerbieten in dem amtlichen Organ gefunden, ſich im Intereſſe des Gouverne⸗ 


ments mit allen Kräften in dem Kreiſe der Wahlmänner ſelbſt zu demühen, 
jeden Schein zu beſeitigen, als ob das Gouvernement damit zu thun — 
habt hätte. & ſei dieſe Art Beeinfluſſung der Anfang eines uns bisher 
ganz fremden Syſtems; es führe zu Louis Philippiſtiſchen Wahlcorruptionen. 
(Sehr wahr.) Die bisherigen Wahlbeeinfluſſungen bei uns ſeien 15 ande⸗ 
rer Art geweſen, von dieſer müßten wir aber für immer rein bleiben, wie 
wir dies vor aller Welt bisher geweſen; um eine beliebige Geldſumme dürfe 
eine Wahl nicht verkauft werden können. Damit dies aber in Zukunft nie 
geſchehe, müſſe das Haus ſchon jetzt der bloßen Möglichkeit entgegentreten, 
daß eine Geldanerbietung in einem officiellen Kreisblatte erfolge, um auf die 
Wahl einzuwirken. Er ſei daher für Aufhebung der Wahl. Wenn dann, 
nachdem vorher von jeder Seite eine Reinigung erfolgt ſei, dadurch, daß ſo⸗ 
wohl der Abg. v. d. Heydt, als die Regierung und der Landrath ſich gegen 
jede derartige Abſicht den Wahlmännern gegenüber ausdrücklich verwahrten, 
der Herr Abgeordnete wiedergewählt werde, werde dieſe Gefahr vorüber ſein. 
(Lebhafter Beifall.) . 

Der Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen. — Ref. Abg. 
Mellien erklärt, daß er den eben en Ausführungen nichts weiter hin⸗ 
zuzufügen habe, als die einfache Emp Henne den Commiſſionsantrag anzu⸗ 
nehmen. Die betreffende Nummer des henneberger Kreisblattes ſei übrigens, 
wie er dem Abg. Rohden bemerken wolle, nicht N etwa eingeſendet 
worden, ſondern habe ſich den Wahlakten beigeheftet gefunden. 

Mit großer Majorität (dagegen ſtimmten die Conſervativen und das ka⸗ 
tholiſche Centrum) kaſſirt das Haus die Wahl des Abg. Staatsminiſter a. D. 
Frh. v. d. Heydt im Wahlbezirke ien eben Wala en ſo wie die von 
der Abtheilung für ungiltig erachteten ſieben Wahlmännerwahlen. — Der 
Präſident erklärt, daß er von dieſem Beſchluſſe dem Miniſter des Innern 
behufs Veranlaſſung einer Neuwahl Mittheilung machen werde. 

Ki un ae . ae nach einem Referate der V. 
Abtheilung (Abg. Aßmann) für giltig erklärt. 5 

Schluß der Eitzung 2% Uhr. Nächſte Sitzung: Mittwoch 10 Uhr. Ta⸗ 
gesordnung: Vereidigung und Budgetbericht. 5 

[Berichtigung.] Abg. v. Bunſen hat in der Mittwochſitzung über den 
londoner Vertrag nicht geſagt, derſelbe ſei proviſoriſcher, ſondern promiſ⸗ 
ſoriſcher, eventueller Natur. 


Meteorolosiihe Beobachtungen. 


Der Barometerſtand Ari 0 Erd. Luft⸗ Wind⸗ 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Bas Tempes richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Nesumur, rometer. ratur. Starte. 


Breslau, 3. Dez. 10 U. Ab.] 327,15 7 S. 1. | Bedeckt. Regen. 
4. Dezbr. 6 U. Mrg.] 329,54 12,0] S. 1. Heiter. 


Eisſtand. 


Bis zum Schluſſe der Zeitung waren die telegraphiſchen 
Courſe und Börſen⸗Nachrichten noch nicht eingetroffen. 


Berliner Börse vom 3. Dezember 1863. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Dividendo pre 1861 1862 Zt. 
Aachen-Düsseld. 


Breslau, J. Dez. [Waſſerſtand.] O.⸗B. 13 F. 3 3. UP. — F. 113. 
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Breslau-Freib... 
Cöln-Minden.. .. 
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Präm.-Anl: von 1885½ 118 dz. 
Berliner Stadt-Obl. 4½— — 
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selienuriele, Mlaucbrieic, 


Pommersche. . . |4 58 G. h 
Posensche...... 4 12% bz 2 1 
Preussische. ... h % br. en 
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Wechsel- Course. 
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dito dito 2 Mu. 1% % bz, Leipzig 100 Thlr. 8 T. 99% G. 
Hamburg 300 Mk... 8 T1514 bz. to dito 2 M. son, 0. 
dito dito 2 2.1150% bz. Frankfurt a, M. 100 Fl. A M.|56. Zu G. 
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dito dito 2 M. 81 ½ ba. Bremen 100 Thlr..... 8 T.]109% bz. - 


* Breslau, 4. Dez. Wind: Süd⸗Weſt. Wetter: veränderlich. Ther⸗ 
mometer Früh 2° Wärme. Bei vorherrſchend flauer Stimmung waren die 
angebotenen Partien ſehr ſchwer verkäuflich und Preiſe eher billiger. 

Rohes Rüböl pr. Ctr. loco 11% Thlr., pr. Dezember 112 Ir., pr. 
Frühjahr 33 Spiritus pr. 100 Quart à 80 Tralles loco 
134% Thlr., Dezember 13% Thlr., Frühjahr 14% Thlr. 
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Natſonal⸗ Veren. 


Verſammlung der Mitglieder aus den Kreiſen Beuthen, Glei⸗ 
witz, Pleß, Rybnik, (Schleswig⸗Holſtein'ſche Frage) am 8. Der 
zember, Nachmittags 3 Uhr, in Zabrze, Hötel Hamburger. 

Nichtmitglieder haben Zutritt. [4927] 


Verantwortlicher Nedacteur: 


De Stein. 


Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


g 


x 


